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Nr. 130

Änderungen und Ergänzungen zum 
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 

Diözesen – ABD –

Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der 
bayerischen Diözesen vom 15. Januar 2020 der schriftlichen 
Umlaufverfahren vom 18. März 2020 und vom 6. April 2020

– 	� ABD Teil D, 8. (Regelung über eine ergänzende Leistung an Beschäftig-
te und Auszubildende)

	� hier: Anpassung der Ballungsraumzulage der Höhe nach an die 
„München-Zulage“ der Landeshauptstadt München und Änderungen in 
Umsetzung des Änderungstarifvertrages Nr. 3 zum Tarifvertrag über eine 
ergänzende Leistung an Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszu
bildende des Freistaates Bayern (TV-EL)

zum 1. Mai 2020

–	� ABD Teil A, 1. (Allgemeiner Teil)
	 hier: Einführung einer Regelung zur Kurzarbeit
� rückwirkend zum 1. April 2020
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ABD Teil D, 8. 
(Regelung über eine ergänzende Leistung

an Beschäftigte und Auszubildende)
hier: Anpassung der Ballungsraumzulage der Höhe nach 

an die „München-Zulage“ der Landeshauptstadt München

und

Änderungen in Umsetzung des Änderungstarifvertrages 
Nr. 3 zum Tarifvertrag über eine ergänzende Leistung an 

Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszubildende des 
Freistaates Bayern (TV-EL)

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil D, 8.

Das ABD Teil D, 8. wird wie folgt geändert:

1.	� § 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		�  aa)	� Nach dem Wort Auszubildende werden die Worte „sowie Prak
tikantinnen und Praktikanten nach ABD Teil E, 2.“ eingefügt.

	�	�  bb) 	�Der Klammerzusatz wird wie folgt gefasst:
			   „ § 21 Absatz 2 und § 22 Bundesmeldegesetz“

	�	�  cc)	� Die Worte „Verdichtungsraum München“ werden mit Anfüh-
rungszeichen versehen. 

	� b)	� In Absatz 2 werden die Worte „Verdichtungsraum München“ mit An-
führungszeichen versehen. 

	� c)	� Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

	�	�  aa)	� Der Klammerzusatz wird wie folgt gefasst:
	�	�	�   „ § 21 Absatz 2 und § 22 Bundesmeldegesetz“

	�	�  bb)	� Nach dem Wort „Leistung“ werden die Worte „nach § 3 Absätze 
1 bis 3“ und nach den Worten „Absätzen 1 und 2“ werden die 
Worte „bzw. 5 bis 7“ eingefügt.

	�	�  cc)	� Die Anmerkung wird wie folgt geändert:
	�	�	�   Nach dem Wort „Anmerkung“ werden die Worte „zu Absatz 3“ 

angefügt.
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	� d)	� Es werden folgende Absätze 4 bis 7 angefügt:

	�	�  „(4) 	�Unter den Geltungsbereich dieser Regelung fallen auch vom 
Arbeitgeber angebotene Bachelorstudiengänge, das Erziehungs-
vorpraktikum und das Volontariat, wenn für das Volontariat eine 
Mindestlaufzeit von zwölf Monaten vereinbart ist.

	�	�  (5) 	� 1Für Beschäftigte mit Hauptwohnung (§ 21 Absatz 2 und § 22 
Bundesmeldegesetz) im Bereich des vom Kommunalen Arbeit-
geberverband definierten ,Großraum München‘ und Dienststelle 
im ,Verdichtungsraum München‘ gilt diese Regelung auf Antrag, 
sofern und solange die Kommune der Hauptwohnung (Wohnort-
gemeinde) die Tarifvereinbarung der München-Zulage für ihre 
Beschäftigten zur Anwendung bringt. 2Diese Gewährung bedarf 
zusätzlich einer einzelarbeitsvertraglichen Vereinbarung mit 
Widerrufsvorbehalt bzw. mit auflösender Bedingung, für den Fall, 
dass die Wohnortgemeinde im ,Großraum München‘ ihren Be-
schäftigten die Zulage nicht mehr gewährt.

		�	   �Protokollnotiz zu Absatz 5: 
		�	�   1.	� Dem Antrag auf Geltung der Regelung ist eine Bestätigung der Kommune 

der Hauptwohnung (Wohnortgemeinde) beizufügen, dass für die Be-
schäftigten der jeweiligen Kommune die Leistung nach dem Tarifvertrag 
der München-Zulage gewährt wird.

		�	�   2. 	� Die einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung ist gemäß der Anlage 2 zu die-
ser Regelung zu fassen.

		�	�   3. 	� Die Gemeinden des vom ,Großraum München‘ umfassten Gebietes sind 
in der Anlage 1 zu dieser Regelung aufgeführt.

	�	�  (6) 	� 1Arbeitgeber mit Dienststelle(n) im Bereich des vom Kommuna-
len Arbeitgeberverband definierten ,Großraum München‘ können 
mit Beschluss des zuständigen Organs und ggf. stiftungsauf-
sichtlicher Genehmigung die Anwendung dieser Regelung für 
jede einzelne Dienststelle beschließen, soweit und solange die 
jeweilige Kommune, auf deren Gebiet sich die jeweilige Dienst-
stelle befindet, die Tarifvereinbarung der München-Zulage für 
ihre Beschäftigten zur Anwendung bringt. 2Die Höhe der Zulage 
entspricht der bei der Kommune gewährten Zulage. 3Diese Ge-
währung bedarf zusätzlich einer einzelarbeitsvertraglichen Ver-
einbarung mit Widerrufsvorbehalt bzw. mit auflösender Bedin-
gung, für den Fall, dass die Dienststellenkommune im ,Großraum 
München‘ ihren Beschäftigten die Zulage nicht mehr gewährt.

		�	   �Protokollnotiz zu Absatz 6: 
		�	�   1.	� Die Gemeinden des vom ,Großraum München‘ umfassten Gebietes sind 

in der Anlage 1 zu dieser Regelung aufgeführt.
		�	�   2.	� Der Beschluss des zuständigen Organs ist gemäß der Anlage 3 zu dieser 

Regelung zu fassen.
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		�	�   3.	� Die einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung ist gemäß der Anlage 4 zu die-
ser Regelung zu fassen.

	�		�   4.	� Die Gewährung nach diesem Absatz setzt voraus, dass sich die Haupt-
wohnung des/der Beschäftigten im ,Verdichtungsraum München‘ im 
Sinne des Absatzes 1 (Anhang 2 der Anlage zur Verordnung über das 
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013  
(GVBl. S. 550, BayRS 230-1-5-F) in der jeweils geltenden Fassung) befin-
det.

	�	�  (7) 	� 1Für Beschäftigte mit Hauptwohnung (§ 21 Absatz 2 und § 22 
Bundesmeldegesetz) und Dienst- bzw. Ausbildungsstelle im Be-
reich des vom Kommunalen Arbeitgeberverband definierten 
,Großraum München‘ gilt diese Regelung auf Antrag, sofern und 
solange die Kommune der Hauptwohnung (Wohnortgemeinde) 
den Tarifvertrag der München-Zulage für ihre Beschäftigten zur 
Anwendung bringt und der Arbeitgeber die Entscheidung nach 
Absatz 6 gefasst hat. 2Absatz 6 Satz 2 gilt entsprechend. 3Diese 
Gewährung bedarf zusätzlich einer einzelarbeitsvertraglichen 
Vereinbarung mit Widerrufsvorbehalt bzw. mit auflösender Be-
dingung, für den Fall, dass die Dienststellen- oder Wohnortge-
meinde im ,Großraum München‘ ihren Beschäftigten die Zulage 
nicht mehr gewährt.

	�		   �Protokollnotiz zu Absatz 7: 
	�		�   1.	� Dem Antrag auf Geltung der Regelung ist eine Bestätigung der Kommune 

der Hauptwohnung (Wohnortgemeinde) beizufügen, dass für die Be-
schäftigten der jeweiligen Kommune die Leistung nach dem Tarifvertrag 
der München-Zulage gewährt wird.

	�		�   2.	� Die Gemeinden des vom ,Großraum München‘ umfassten Gebietes sind 
in der Anlage 1 zu dieser Regelung aufgeführt.

	�		�   3.	� Die einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung ist gemäß der Anlage 5 zu die-
ser Regelung zu fassen.“

2.	� § 2 wird wie folgt geändert:

	� a)	� Die Protokollnotiz zu den Absätzen 1 und 2 wird wie folgt geändert:

	�	�  aa)	� In Satz 1 werden die Worte „01.01.2015 in der Weise und zu dem 
Zeitpunkt, an dem sich die Entgeltgruppe 8 Stufe 3 tabellenwirk-
sam ändert“ durch die Worte „Zeitpunkt, ab dem die Beträge im 
TV-EL die Beträge dieser Regelung erreichen oder übersteigen, 
in der Weise und zu dem Zeitpunkt, wie sich die Beträge des 
TV-EL verändern“ ersetzt.

	�	�  bb)	� Satz 2 wird gestrichen.

	� b)	� Absatz 3 wird wie folgt geändert:

	�	�  aa)	� Satz 2 wie folgt gefasst:

	�	�	�   „2Dieser Grenzbetrag beträgt für
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			�   a) 	 Beschäftigte
			�	    ab 1. März 2020	�� 3.791,70 Euro
				�    ab 1. Januar 2021	� 3.844,78 Euro

			�   b)	 Auszubildende
				    ab 1. März 2020	� 1.384,17 Euro
				    monatlich.“

	�	  bb) 	Satz 4 wird wie folgt gefasst:

	�		�   „4Vorstehende Grenzbeträge nach Satz 2 nehmen in prozentua-
ler Höhe und hinsichtlich des Zeitpunkts an den nach dem 30. 
September 2021 stattfindenden Anpassungen nach dem TV-EL 
teil.“

	 c)	� Es werden folgende Absätze 4 bis 7 angefügt:

		  „(4) 	�Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 sowie 4 bis 7 

			   – 	 in den Entgeltgruppen 1 mit 9c,
			   – 	 den Entgeltgruppen S 1 mit S 15 und
			   – 	 den Entgeltgruppen P 5 mit P 12 

			�   erhalten, sofern und solange die Kommune der (Haupt-)Dienst-
stelle des Arbeitgebers eine Zulage nach der Tarifvereinbarung 
der Landeshauptstadt München zur München-Zulage an ihre Be-
schäftigten gewährt, an Stelle der Zulage nach den Absätzen 1 
bis 3 eine ergänzende Leistung in Höhe von bis zu 270,00 Euro 
monatlich.

		  (5) 	 Beschäftigte im Sinne von § 1 Absätze 1 und 2 sowie 4 bis 7 

			   – 	 in den Entgeltgruppen 10 mit 15,
			   – 	 der Entgeltgruppen S 16 mit S 18,
			   – 	 der Entgeltgruppen P 13 mit P 16 

			�   erhalten, sofern und solange die Kommune der (Haupt-)Dienst-
stelle des Arbeitgebers eine Zulage nach der Tarifvereinbarung 
der Landeshauptstadt München zur München-Zulage an ihre Be-
schäftigten gewährt, an Stelle der Zulage nach den Absätzen 1 
bis 3 eine ergänzende Leistung in Höhe von bis zu 135,00 Euro 
monatlich.

			   Protokollnotiz zu Absatz 5:
			�   Die Leistung wird an Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis am 30.04.2020 be-

reits besteht, nur auf Antrag und maximal sechs Monate rückwirkend (Aus-
schlussfrist), frühestens ab 01.05.2020 gewährt.

		�  (6) 	� 1Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten gemäß Teil E, 
2. sowie Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 4 erhalten, sofern 
und solange die Kommune der (Haupt-)Dienststelle des Arbeit-
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gebers eine Zulage nach der Tarifvereinbarung der Landeshaupt-
stadt München zur München-Zulage an ihre Beschäftigten ge-
währt, an Stelle der Zulage nach den Absätzen 1 bis 3 eine er-
gänzende Leistung in Höhe von bis zu 140,00 Euro monatlich. 
2Dieser Betrag verändert sich erstmals ab dem 01.09.2020 in der 
Weise und zu dem Zeitpunkt, an dem sich die Entgeltgruppe 8 
Stufe 3 Teil A, 1. tabellenwirksam ändert bzw. seit dem 01.01.2020 
geändert hat. 3Änderungen werden bis zum Erreichen einer er-
gänzenden Leistung in Höhe von 200,00 Euro berücksichtigt.

			   Protokollnotiz zu Absatz 6:
			�   Die betragsmäßige Anpassung erfolgt in Höhe der Veränderung des Verhältnis-

ses des Tabellenwertes der Entgeltgruppe 8 Stufe 3 Teil A, 1. vor der Tarifände-
rung, verglichen mit dem Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 3 Teil A, 1. 
nach einer Tarifänderung, ausgedrückt in Prozent.

			   Protokollnotiz zu den Absätzen 4 bis 6:
			�   Die Höhe der Zulage richtet sich jeweils nach der bei der Kommune der 

(Haupt-)Dienstsstelle des Arbeitgebers gewährten Zulage.

		�  (7) 	� Für Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 3 gelten die Absätze 4 
bis 6 nicht.“

3.	� § 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Absatz 1 wird wie folgt geändert:

		  aa) 	 In Satz 1 werden die Worte „von 25,54 Euro“ durch die Worte

			   „a)	 ab 1. Mai 2020 in Höhe von 34,85 Euro 
			   b)	 ab 1. Januar 2021 in Höhe von 35,34 Euro“

			   ersetzt.

		  bb)	� In Satz 3 werden die Worte
			   „ab 1. März 2018 	�	�  5.040,16 Euro
			   ab 1. April 2019	�	�  5.201,95 Euro
			   ab 1. März 2020 	�	�  5.259,17 Euro“

			   durch die Worte
			   „a) ab 1. Mai 2020 	�� 5.280,18 Euro
			   b) ab 1. Januar 2021 	�� 5.354,10 Euro“

			   ersetzt.

	 b)	� Absatz 2 wird wie folgt geändert:

		  In Satz 1 werden die Worte „von 25,54 Euro“ durch die Worte

		  „a) 	 ab 1. Mai 2020 in Höhe von 34,85 Euro 
		  b) 	 ab 1. Januar 2021 in Höhe von 35,34 Euro“

		  ersetzt.
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	 c)	� Es werden folgende Absätze 3 bis 5 angefügt:

		  „(3) Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 sowie 4 bis 7

		  – 	 in den Entgeltgruppen 1 mit 13,

		  – 	 S 1 mit S 18,

		  – 	 P 5 mit P 16,

		  – 	� Auszubildende und Praktikantinnen und Praktikanten gemäß 
ABD Teil E, 2. sowie Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 4 er-
halten, sofern und solange die Kommune der (Haupt-)Dienststel-
le des Arbeitgebers eine Zulage nach der Tarifvereinbarung der 
Landeshauptstadt München zur München-Zulage an ihre Be-
schäftigten gewährt, für jedes Kind, für das ihnen selbst Kinder-
geld nach deutschem Recht ausgezahlt wird, an Stelle der Zu
lage nach den Absätzen 1 bis 2 eine ergänzende Leistung für 
Kinder in Höhe von bis zu 50,00 Euro monatlich.

			   Protokollnotiz zu Absatz 3:
			�   1Die Leistung wird an Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis am 30.04.2020 be-

reits besteht, nur auf Antrag und maximal sechs Monate rückwirkend (Aus-
schlussfrist), frühestens ab 01.05.2020 gewährt. 2Die Höhe der Zulage richtet 
sich jeweils nach der bei der Kommune der (Haupt-)Dienststelle des Arbeitge-
bers gewährten Zulage.

		  (4) 	 Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 sowie 4 bis 7

			   – 	 in den Entgeltgruppen 14 mit 15,

			�   erhalten, sofern und solange die Kommune der (Haupt-)Dienst-
stelle des Arbeitgebers eine Zulage nach der Tarifvereinbarung 
der Landeshauptstadt München zur München-Zulage an ihre Be-
schäftigten gewährt, für jedes Kind, für das ihnen selbst Kinder-
geld nach deutschem Recht ausgezahlt wird, an Stelle der Zu
lage nach den Absätzen 1 bis 2 eine ergänzende Leistung für 
Kinder in Höhe von bis zu 25,00 Euro monatlich.

			   Protokollnotiz zu Absatz 4:
			�   1Die Leistung wird an Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis am 30.04.2020 be-

reits besteht, nur auf Antrag und maximal sechs Monate rückwirkend (Aus-
schlussfrist), frühestens ab 01.05.2020 gewährt. 2Die Höhe der Zulage richtet 
sich jeweils nach der bei der Kommune der (Haupt-)Dienststelle des Arbeitge-
bers gewährten Zulage.

		�  (5) 	� Für Beschäftigte im Sinne von § 1 Absatz 3 gelten die Absätze 3 
und 4 nicht.“
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4.	� Die Protokollnotiz zu § 3 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		�  „1Die Beträge der ergänzenden Leistung für Kinder nehmen in pro-
zentualer Höhe und hinsichtlich des Zeitpunkts an den nach dem  
30. September 2021 stattfindenden Anpassungen nach dem TV-EL 
teil.“

	 b)	� Satz 2 wird gestrichen.

5.	� Der bisherige § 4 wird § 5 und wie folgt geändert:

	 a)	� Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

	 b)	� Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

		�  „(3) 	�Absatz 1 gilt für Auszubildende und Praktikantinnen und Prakti-
kanten nach ABD Teil E, 1 und E, 2. sowie die in § 1 Absatz 4 
genannten Beschäftigten entsprechend.“

	 c)	� Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

		�  „(5) 	�Teilzeitbeschäftigten stehen die Leistungen nach § 2 sowie nach 
§ 3 Absätze 3 und 4 entsprechend dem Verhältnis der vertraglich 
vereinbarten reduzieren Arbeitszeit gegenüber der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit einer/eines vollzeitbeschäftigten Be-
schäftigten (§ 6 ABD Teil A, 1.) zu.“

6.	� Es wird folgender neuer § 4 eingefügt:

	 „§ 4 Ausgleichszulage

	� 1Führt bei Gewährung einer Zulage nach § 2 Absätzen 4 bis 6 eine Höher-
gruppierung zur Reduzierung des Grundbetrags der ergänzenden Leis-
tung und würde die/der Beschäftigte dadurch ein insgesamt geringeres 
Brutto-Entgelt als vor der Höhergruppierung erhalten, besteht ein An-
spruch auf Zahlung einer Ausgleichszulage. 2Deren Höhe ergibt sich aus 
der Differenz der bisherigen Brutto-Tabellenentgelthöhe einschließlich des 
Grundbetrags der ergänzenden Leistung und der Brutto-Tabellenentgelt-
höhe einschließlich des reduzierten Grundbetrags der ergänzenden Leis-
tung nach der Höhergruppierung. 3Die Ausgleichszulage wird bei Errei-
chen der nächsten Erfahrungsstufe bzw. bei der nächsten Höhergruppie-
rung in voller Höhe angerechnet und führt insoweit zu deren Abschmelzung. 
4Für Höhergruppierungen mit einem Wirkungszeitpunkt bis einschließlich 
30.04.2020 findet die bis dahin geltende Rechtslage Anwendung.“

7.	� Der bisherige § 5 wird § 6.
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8.	� Der bisherige § 6 wird § 7und wie folgt geändert:

	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		�  „1Soweit sich diese Regelung an der örtlichen Tarifvereinbarung der 
Stadt München zur München-Zulage orientiert (§ 1 Absätze 4 bis 7, 
§ 2 Absätze 4 bis 6, § 3 Absätze 3 und 4 und § 4) und sich die Rege-
lung der Landeshauptstadt München ändert, nimmt die Kommission 
auf Grundlage und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Tarif-
verhandlungen der Tarifvertragsparteien zur örtlichen Tarifvereinba-
rung der Stadt München zur München-Zulage Verhandlungen zur An-
passung dieser Regelung auf.“

	 b)	� Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

	 c)	� Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

		�  „2Tritt die Regelung der Landeshauptstadt München außer Kraft, tritt 
auch diese Regelung in diesen Punkten außer Kraft.“

9.	� Es wird folgender § 6a eingefügt:

	 „§ 6a Verrechnung von Zulagen

	� Eine bereits vor dem 01.01.1995 gewährte diözesane Zulage für Beschäf-
tigte im Ordinariat wird mit der ergänzenden Leistung nach § 2 Absätze 4 
bis 6 verrechnet und ab dem Inkrafttreten der Änderungen des § 2 neu 
eingestellten Beschäftigten nicht mehr gewährt.“

10.	� Es werden folgende Anlagen 1 bis 5 angefügt:

	 Anlage 1
	� Übersicht über die Gemeinden im „Großraum München“ gemäß Kom-

munaler Arbeitgeberverband Bayern e.V. und Übersicht über die Ge-
meinden im „Verdichtungsraum München“ nach Landesentwicklungs-
programm

Gemeinden im Großraum 
München (nach KAV)

Gemeinden im Verdichtungsraum 
München (nach LEP)

Adelshofen Alling
Allershausen Anzing
Althegnenberg Aschheim
Altomünster Baierbrunn
Andechs Berg
Aßling Dachau
Aying Ebersberg
Baiern Eching
Bergkirchen Eichenau
Bockhorn Emmering
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Gemeinden im Großraum 
München (nach KAV)

Gemeinden im Verdichtungsraum 
München (nach LEP)

Bruck Erding
Brunnthal Feldafing
Buch am Buchrain Feldkirchen
Dietramszell Forstern
Eching am Ammersee Forstinning
Egenhofen Freising
Egling Fürstenfeldbruck
Egmating Garching bei München
Eitting Gauting
Erdweg Germering
Eresing Gilching
Eurasburg Gräfelfing
Fahrenzhausen Grafing bei München
Feldkirchen-Westerham Grafrath
Finsing Grasbrunn
Frauenneuharting Gröbenzell
Geltendorf Grünwald
Geretsried Haar
Glonn Hallbergmoos
Greifenberg Hebertshausen
Haimhausen Herrsching am Ammersee
Hattenhofen Höhenkirchen-Siegertsbrunn
Hilgertshausen-Tandern Hohenbrunn
Hohenkammer Ismaning
Hohenlinden Karlsfeld
Holzkirchen Kirchheim bei München
Icking Kirchseeon
Inning am Ammersee Kottgeisering
Isen Krailling
Jesenwang Maisach
Jetzendorf Mammendorf
Kirchdorf an der Amper Markt Schwaben
Kranzberg Landeshauptstadt München
Landsberied Neubiberg
Lengdorf Neufahrn bei Freising
Maitenbeth Neuried
Markt Indersdorf Oberhaching
Marzling Oberschleißheim
Mittelstetten Oberschweinbach
Moorenweis Olching
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Gemeinden im Großraum 
München (nach KAV)

Gemeinden im Verdichtungsraum 
München (nach LEP)

Moosach Ottenhofen
Moosinning Ottobrunn
Münsing Planegg
Neuching Pliening
Oberding Pöcking
Oberpframmern Poing
Odelzhausen Puchheim
Otterfing Pullach im Isartal
Pastetten Putzbrunn
Petershausen Röhrmoos
Pfaffenhofen an der Glonn Schäftlarn
Reichertshausen Schöngeising
Ried Seefeld
Sauerlach Starnberg
Schondorf am Ammersee Taufkirchen
Schwabhausen Türkenfeld
Steindorf Tutzing
Steinhöring Unterföhring
Straßlach-Dingharting Unterhaching
Sulzemoos Unterschleißheim
Tuntenhausen Vaterstetten
Utting am Ammersee Vierkirchen
Valley Weßling
Walpertskirchen Wörth
Weichs Wörthsee
Weyarn Zorneding
Wolfratshausen

Gemeindefreie Gebiete: Grünwalder Forst
Perlacher Forst

Übergangsregelung:  
Besitzstand TV-EL

Eitting

Finsing
Marzling
Moosinning
Neuching
Oberding
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	� Anlage 2
	� Einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung zur Gewährung der ergänzen-

den Leistung nach § 1 Absatz 5 (Beschäftigte mit Hauptwohnung im 
„Großraum München“ und Dienststelle im „Verdichtungsraum München“)

	� „In Ergänzung des Arbeitsvertrages vom TT.MM.JJJJ wird Folgendes ver-
einbart:

	� (1) 	� Der Arbeitgeber gewährt der/dem Beschäftigten eine ergänzende 
Leistung nach Maßgabe von ABD Teil D, 8 in der jeweils geltenden 
Fassung.

	� (2) 	� Grundlage der Zahlung ist § 1 Absatz 5 ABD Teil D, 8.

	� (3) 	� Die Zulage entfällt ersatzlos 

	�	�  a) 	� und mit sofortiger Wirkung, wenn die Kommune der Hauptwoh-
nung des/der Beschäftigten (Wohnortgemeinde) die entspre-
chende Zulage an ihre Beschäftigten nicht mehr gewährt, 

	�	�  b) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem der/die Beschäftigte seine/ihre 
Hauptwohnung in eine Kommune (Gemeinde) verlegt, die ihren 
Beschäftigten eine entsprechende Zulage nicht gewährt, 

	�	�  c) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtsgrundlage im ABD 
entfällt.

	�� (4) 	� Änderungen von Umständen, die sich auf die Anspruchsberechtigung 
auswirken, insbesondere ein Umzug, müssen durch die/den Beschäf-
tigten unverzüglich mitgeteilt werden.“

	� Anlage 3
	� Beschlussfassung zur Gewährung einer ergänzenden Leistung an Be-

schäftigte nach § 1 Absatz 1 ABD Teil D, 8.

	� „(1) 	�Der Arbeitgeber gewährt den Beschäftigten eine ergänzende Leis-
tung nach Maßgabe der Regelungen des ABD Teil D, 8.

	� (2) 	� Grundlage der Zahlung ist § 1 Absatz 6 ABD Teil D, 8.

	� (3) 	� evtl. abweichend von ABD Teil D, 8. wenn die Dienststellenkommune 
eine Zulage in anderer Höhe gewährt. Die Zulagenhöhe richtet sich 
immer nach der Kommune der (Haupt-)Dienststelle des Arbeitgebers: 
Die Höhe der Zulage beträgt ….



2057

	� (4) 	� Die Zulage entfällt ersatzlos

	�	�  a) 	� und mit sofortiger Wirkung, wenn die Kommune der (Haupt-)
Dienststelle des Arbeitgebers die entsprechende Zulage an ihre 
Beschäftigten nicht mehr gewährt,

	�	�  b) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtsgrundlage im ABD 
entfällt.“

	� Anlage 4
	� Einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung zur Gewährung der ergänzen-

den Leistung nach § 1 Absatz 6 (Beschäftigte mit Hauptwohnung im 
„Verdichtungsraum München“ und Dienststelle im „Großraum München“)

	� „In Ergänzung des Arbeitsvertrages vom TT.MM.JJJJ wird Folgendes ver-
einbart:

	� (1) 	� Der Arbeitgeber gewährt der/dem Beschäftigten eine ergänzende 
Leistung nach Maßgabe von ABD Teil D, 8. in der jeweils geltenden 
Fassung.

	� (2) 	� Grundlage der Zahlung ist § 1 Absatz 6 ABD Teil D, 8.

	� (3) 	� Die Zulage entfällt ersatzlos 

	�	�  a) 	� und mit sofortiger Wirkung, wenn die Kommune der (Haupt-)
Dienststelle des Arbeitgebers die entsprechende Zulage an ihre 
Beschäftigten nicht mehr gewährt,

	�	�  b) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem der/die Beschäftigte seine Haupt-
wohnung aus dem ,Verdichtungsraum München‘ im Sinne des 
Absatzes 1 (Anhang 2 der Anlage zur Verordnung über das Lan-
desentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013 
(GVBl. S. 550, BayRS 230-1-5-F) in der jeweils geltenden Fas-
sung) herausverlegt,

	�	�  c) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtsgrundlage im ABD 
entfällt.

	� (4) 	� Änderungen von Umständen, die sich auf die Anspruchsberechtigung 
auswirken, insbesondere ein Umzug, müssen durch die/den Beschäf-
tigten unverzüglich mitgeteilt werden.“
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	� Anlage 5
	� Einzelarbeitsvertragliche Vereinbarung zur Gewährung der ergänzen-

den Leistung nach § 1 Absatz 7 (Beschäftigte mit Hauptwohnung im 
„Großraum München“ und Dienststelle im „Großraum München“)

	� „In Ergänzung des Arbeitsvertrages vom TT.MM.JJJJ wird Folgendes ver-
einbart:

	� (1) 	� Der Arbeitgeber gewährt der/dem Beschäftigten eine ergänzende 
Leistung nach Maßgabe von ABD Teil D, 8. in der jeweils geltenden 
Fassung.

	� (2) 	� Grundlage der Zahlung ist § 1 Absatz 7 in Verbindung mit § 1 Absatz 
6 ABD Teil D, 8.

	� (3) 	� Die Zulage entfällt ersatzlos 

	�	�  a) 	� und mit sofortiger Wirkung, wenn die Kommune der (Haupt-)
Dienststelle des Arbeitgebers die entsprechende Zulage an ihre 
Beschäftigten nicht mehr gewährt, 

	�	�  b) 	� oder mit sofortiger Wirkung, wenn die Kommune der Hauptwoh-
nung (Wohnortgemeinde) des/der Beschäftigten die entspre-
chende Zulage an ihre Beschäftigten nicht mehr gewährt, 

	�	�  c) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem der/die Beschäftigte seine/ihre 
Hauptwohnung in eine Kommune (Gemeinde) verlegt, die ihren 
Beschäftigten eine entsprechende Zulage nicht gewährt, 

	�	�  d) 	� oder zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechtsgrundlage im ABD 
entfällt.

	� (4) 	� Änderungen von Umständen, die sich auf die Anspruchsberechtigung 
auswirken, insbesondere ein Umzug, müssen durch die/den Beschäf-
tigten unverzüglich mitgeteilt werden.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Mai 2020 in Kraft.
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ABD Teil A, 1.
(Allgemeiner Teil)

hier: Einführung einer Regelung zur Kurzarbeit

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

1. 	 Im Abschnitt I wird nach § 7 folgender § 7a eingefügt:

	 „§7a Kurzarbeit

	 (1)	� 1Bei einem vorübergehenden unvermeidbaren Arbeitsausfall aufgrund 
wirtschaftlicher Ursachen oder aufgrund eines unabwendbaren Ereig-
nisses kann der Dienstgeber nach Abschluss einer Dienstvereinba-
rung die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit nach Maßgabe der 
jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften des Sozialgesetzbuches 
(SGB) Drittes Buch (III) für die gesamte Einrichtung oder für Teile da-
von kürzen (Kurzarbeit). 2In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung 
ist die Kurzarbeit mit jeder/jedem betroffenen Beschäftigten geson-
dert schriftlich zu vereinbaren. 3Die Kurzarbeit soll mindestens sieben 
Tage im Voraus angekündigt werden. 4Die Dienstvereinbarung soll 
mindestens die folgenden Themen enthalten:

		  – 	 persönlicher Geltungsbereich/betroffener Personenkreis

		  – 	 Beginn und Dauer der Kurzarbeit

		  – 	 Umfang der Arbeitszeitreduzierung

		  – 	 Lage und Verteilung der Arbeitszeit

		  – 	� Klarstellung zur Vorrangigkeit im Hinblick auf bereits bestehende 
Dienstvereinbarungen zur Arbeitszeit.

		  Protokollnotiz zu Absatz 1:
		�  Ein Muster für eine Dienstvereinbarung gemäß Absatz 1 ist in der Anlage J abge-

druckt.

	 (2) 	 Von der Kurzarbeit ausgenommen sind folgende Beschäftigte:

		  a)	� Auszubildende und die mit deren Ausbildung beauftragten Be-
schäftigten, sofern die Auszubildenden in der Einrichtung anwe-
send sind;

		  b)	� Beschäftigte als Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher Trägerschaft 
nach Teil B, 4.;

		  c)	� Beschäftigte in einem gekündigten Arbeitsverhältnis bzw. nach 
Abschluss eines Aufhebungsvertrages;
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		  d)	� Praktikantinnen und Praktikanten sowie Umschülerinnen und 
Umschüler;

		  e)	� schwangere Frauen und werdende Väter, die Elterngeld in An-
spruch nehmen oder nehmen werden und bei denen der Bezug 
von Kurzarbeitergeld in den Bemessungszeitraum des Eltern
geldes gemäß § 2 BEEG fallen würde;

		  f)	� geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 SGB IV, wenn 
keine Sozialversicherungspflicht besteht. Sollte eine/ein gering-
fügig Beschäftigte/-r sozialversicherungspflichtig sein (z. B. bei 
Miet- oder Kapitaleinnahmen) ist sie/er nicht von Kurzarbeit aus-
genommen;

		  g)	� Beschäftigte, bei denen die persönlichen Voraussetzungen für 
den Bezug von Kurzarbeitergeld nicht vorliegen;

		  h)	� Beschäftigte, die eine Förderung nach § 16i SGB II (Leistungen 
zur Eingliederung) erhalten;

		  i)	� Beschäftigte in der Freistellungsphase der Altersteilzeit bzw. der 
Freizeitphase der Sabbatjahrregelung. Für Beschäftigte in der 
Arbeitsphase der Altersteilzeit bzw. der Ansparphase der Sab-
batjahrregelung kann § 10 ABD Teil D, 6a. sinngemäß angewandt 
werden.

			   �Protokollnotiz zu Buchstabe i):
			�   Für Beschäftigte in der Ansparphase des Sabbatjahrmodells wird auch auf die 

Durchführungshinweise in Teil D, 5. (Anlage zur Mustervereinbarung) verwie-
sen.

		  j)	� Mitglieder der Mitarbeitervertretung und Vertrauenspersonen 
der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, soweit 
ihre Weiterarbeit in der Einrichtung zur Aufgabenerfüllung erfor-
derlich ist. 

	 (3)	� Vor der Einführung von Kurzarbeit sind nach Maßgabe der gesetzli-
chen Vorschriften Zeitguthaben und Urlaubsansprüche abzubauen.

	 (4)	� 1Für die Berechnung des während der Kurzarbeit gekürzten Entgelts 
gelten die allgemeinen Regelungen des § 24. 2Für die Berechnung 
der Zahlungen nach den §§ 18a, 20 und 23 bleibt die Kurzarbeit un-
berücksichtigt, d.h. sie werden so berechnet, als läge keine Kurzar-
beit vor.

	 (5)	� 1Arbeitgeber nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a) bis c) GrO leisten 
zum gekürzten Monatsentgelt und zum Kurzarbeitergeld eine Aufsto-
ckungszahlung an die betroffenen Beschäftigten. 2Diese wird so be-
messen, dass der/die Beschäftigte insgesamt (Summe aus gekürz-
tem Monatsentgelt, Kurzarbeitergeld und Aufstockungszahlung) in 



2061

den Entgeltgruppen 1 bis 10 95 v.H. des bisherigen Nettoentgelts 
und ab Entgeltgruppe 11 90 v.H. des bisherigen Nettoentgelts erhält. 
3Die Aufstockungszahlung ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

		  Protokollnotiz zu Absatz 5:
		�  Ist zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Regelung am 8. April 2020 in 

einer Dienstvereinbarung eine Regelung über eine höhere Aufstockungszahlung be-
reits getroffen, gelten die Regelungen der Dienstvereinbarung für die dort festgeleg-
te Dauer fort.

	 (6)	� 1Arbeitgeber nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben e) und f) und Ab-
satz 2 GrO leisten zum gekürzten Monatsentgelt und zum Kurzarbei-
tergeld eine Aufstockungszahlung gemäß Absatz 5. 2Es kann in der 
Dienstvereinbarung oder der arbeitsvertraglichen Vereinbarung ge-
mäß Absatz 1 eine niedrigere Aufstockungszahlung festgelegt wer-
den, wenn – zu belegen durch einen Bericht über die wirtschaftliche 
und finanzielle Lage der Einrichtung gemäß § 27a Absatz 2 Nr. 1 
MAVO – nur bei einer geringeren Aufstockungszahlung für die Dauer 
nach Absatz 7 Satz 1 betriebsbedingte Kündigungen vermieden wer-
den können. 3In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung ist der Be-
richt in einer Mitarbeiterversammlung abzugeben. 4Kann eine Mitar-
beiterversammlung nicht stattfinden, sind die Beschäftigten in Text-
form zu informieren. 

		  Protokollnotiz zu Absatz 6:
		�  Ist zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Regelung am 8. April 2020 in 

einer Dienstvereinbarung eine Regelung über eine höhere Aufstockungszahlung be-
reits getroffen, gelten die Regelungen der Dienstvereinbarung für die dort festgeleg-
te Dauer fort.

	 (7)	� 1Während der Kurzarbeit und für einen Zeitraum von drei Monaten 
nach dem Ende der Kurzarbeit sind für von der Kurzarbeit betroffene 
Einrichtungen oder Teile von Einrichtungen betriebsbedingte Kündi-
gungen ausgeschlossen. 2Beschäftigte, deren Arbeitszeit länger als 
drei zusammenhängende Wochen verkürzt worden ist, können ihr 
Dienstverhältnis mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende 
kündigen.“
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2. 	� Im Abschnitt VIII (Anhänge und Anlagen) wird nach der Anlage I folgende 
Anlage J eingefügt:

	� „Anlage J:

Dienstvereinbarung
zur Einführung von Kurzarbeit

gemäß §§ 95 ff. Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III)

zwischen

der …
– [EXAKTE BEZEICHNUNG DES DIENSTGEBERS] –

mit dem Sitz in …
– vertreten durch den … –

und

der Mitarbeitervertretung
– vertreten durch deren Vorsitzende/-n –

	� wird folgende Dienstvereinbarung zur Einführung von Kurzarbeit und Ge-
staltung der Arbeitszeit mit dem Ziel vereinbart, weitergehende arbeits-
rechtliche Maßnahmen, insbesondere betriebsbedingte Kündigungen, zu 
vermeiden.

§ 1  
Geltungsbereich

(1) 	� 1Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
im Sinne des § 3 der Mitarbeitervertretungsordnung für die Diözese … 
(MAVO), die in … (vgl. Anhang zu dieser Dienstvereinbarung) in einem 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis tätig sind. 2Die 
… schließt mit leitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nicht dem 
Geltungsbereich der Mitarbeitervertretungsordnung unterfallen, eine in-
haltsgleiche Regelung ab.

(2) 	� Folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fallen nicht unter den Gel-
tungsbereich dieser Dienstvereinbarung:

	 a)	� Auszubildende und die mit deren Ausbildung beauftragten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, sofern die Auszubildenden in der Einrich-
tung anwesend sind;

	 b)	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem gekündigten Arbeitsver-
hältnis bzw. nach Abschluss eines Aufhebungsvertrages;
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	 c)	� Praktikantinnen und Praktikanten und Umschülerinnen und Um
schüler;

	 d)	� Schwangere und werdende Väter, die Elterngeld in Anspruch neh-
men oder nehmen werden, und bei denen sich der Bezug von Kurz-
arbeitergeld auf die Berechnung des Elterngeldes gemäß § 2 BEEG 
auswirken würde;

	 e)	� geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 SGB IV, wenn 
keine Sozialversicherungspflicht besteht; 

		�  Sollte eine geringfügig beschäftigte Mitarbeiterin/ein geringfügig be-
schäftigter Mitarbeiter sozialversicherungspflichtig sein (z. B. bei 
Miet- oder Kapitaleinnahmen), ist sie/er gesetzlich oder tariflich nicht 
von Kurzarbeit ausgenommen.

	 f)	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei denen die persönlichen Voraus-
setzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld nicht vorliegen;

	 g)	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine Förderung nach § 16 i SGB 
II (Leistungen zur Eingliederung) erhalten;

	 h) 	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Freistellungsphase der Alters-
teilzeit bzw. der Freizeitphase der Sabbatjahrregelung;

		�  Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Arbeitsphase der Alters-
teilzeit bzw. der Ansparphase der Sabbatjahrregelung kann § 10 
FlexAZR (ABD Teil D, 6a.) sinngemäß angewandt werden.

	 i)	� Mitglieder der Mitarbeitervertretung und Vertrauenspersonen der 
schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, soweit ihre 
Weiterarbeit in der Einrichtung zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

§ 2  
Einführung, Beginn und Dauer der Kurzarbeit

(1) 	� 1Die Kurzarbeit wird in … zunächst für den Zeitraum vom … bis längstens 
31. Dezember 2020 eingeführt. 2Die … und die Mitarbeitervertretung kön-
nen jederzeit einvernehmlich eine Verlängerung oder Verkürzung der 
vereinbarten Dauer der Kurzarbeit vereinbaren. 3Besteht der vorüberge-
hende unvermeidbare Arbeitsausfall, der zur Einführung der Kurzarbeit 
geführt hat, nicht mehr, ist die Dienstvereinbarung für die … mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluss kündbar.

(2) 	� Die Zustimmung der Mitarbeitervertretung zur Einführung von Kurzarbeit 
wird nur unter der Bedingung erteilt, dass die Agentur für Arbeit das Kurz-
arbeitergeld zahlt.
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(3) 	� 1Die … verpflichtet sich, vorab zu prüfen, ob wegen behördlicher Anord-
nung gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG oder anderweitiger gesetz-
licher Regelungen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Lohnfortzahlung 
oder eine sonstige Erstattung in voller oder teilweiser Höhe zusteht, und 
diese an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in voller Höhe weiterzu
geben. 2Die … verpflichtet sich, diese Erstattungen zu beantragen und 
die Mitarbeitervertretung laufend über den aktuellen Sachstand zu infor-
mieren. 

(4) 	� 1Der Umfang der erforderlichen Kurzarbeit beträgt maximal 100%. 2In die 
Kurzarbeit sind grundsätzlich alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleich-
mäßig einzubeziehen, sofern nicht besondere Kenntnisse oder Fähigkei-
ten einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine unterschiedliche Be-
handlung erforderlich machen. 3Die Mitarbeitervertretung ist über die 
Auswahlgründe zu informieren.

(5) 	� 1Die Lage und der Umfang der Arbeitszeit werden nach den jeweiligen 
betrieblichen Erfordernissen geregelt. 2Die für die einzelne Mitarbeiterin 
bzw. den einzelnen Mitarbeiter während der Kurzarbeit geltenden Ar-
beitszeiten werden dieser/diesem mit einer Ankündigungsfrist von sieben 
Tagen schriftlich mitgeteilt. 3Die Einhaltung der Ankündigungsfrist ist kei-
ne Wirksamkeitsvoraussetzung für die Einführung von Kurzarbeit. 4Der 
Arbeitsausfall wird in ganzen Tagen zusammengefasst. 5Die Mitarbeiter-
vertretung ist über die aktuelle Entwicklung laufend zu informieren.

(6) 	� Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können statt Kurzarbeit Urlaub in 
Anspruch nehmen.

§ 3  
Geschützte Arbeitszeitguthaben

Arbeitszeitguthaben (Wertguthaben) zur Verwendung im Rahmen des § 7c 
Absatz 1 Nr. 1 und 2 SGB IV, die die gesetzlich geregelten bzw. vertraglich 
vereinbarten vollständigen oder teilweisen Freistellungen von der Arbeitsleis-
tung (Elternzeit, Pflegezeit, Sabbatical etc.), aber auch für Zeiten vor einer Ren-
te wegen Alters sowie für solche der Teilnahme an beruflichen Qualifizierungs-
maßnahmen abdecken, sind geschützt und führen nicht zu einer Vermeidbar-
keit des Arbeitsausfalles.

§ 4  
Anzeige bei der Agentur für Arbeit – Information, Beratung und 

Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung

(1) 	� Die … stellt unverzüglich bei der zuständigen Agentur für Arbeit die An-
träge zur Gewährung von Kurzarbeitergeld.
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(2) 	� Die Mitarbeitervertretung nimmt mit mindestens einem ihrer Mitglieder an 
allen Gesprächen der … mit der Agentur für Arbeit teil.

(3) 	� Der Mitarbeitervertretung sind insbesondere folgende Informationen an-
hand von schriftlichen Unterlagen auszuhändigen:

	� a) 	� der Personenkreis, der von Kurzarbeit betroffen ist;

	� b)	� Umfang der Kurzarbeit, aufgeschlüsselt nach dem jeweils aktuellen 
Organigramm der Einrichtung;

	� c)	� Vorschlag über die Gestaltung der Arbeitszeit der von Kurzarbeit be-
troffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

�(4)	� Der Mitarbeitervertretung wird für die Dauer der Kurzarbeit ermöglicht, ab 
dem Monat … [MONAT, DER AUF DEN BEGINN DER KURZARBEIT 
FOLGT] die im jeweiligen Vormonat geleisteten Arbeitszeiten aller Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter einschließlich Auszubildenden einzusehen.

(5) 	� Die … übernimmt erforderliche Meldepflichten gemäß der Satzung der 
BVK Zusatzversorgung für die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter.

§ 5  
Zahlung des Kurzarbeitergeldes

1Das Kurzarbeitergeld, die sonstigen Entgeltansprüche (§ 6) und die Aufsto-
ckungszahlung (§  8) werden mit dem üblichen Entgeltzahlungstermin aus
gezahlt. 2Dies gilt unabhängig von dem Zahlungszeitpunkt durch die Agentur 
für Arbeit. 3Die von der Kurzarbeit betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
erhalten monatlich das der verkürzten Arbeitszeit entsprechende Entgelt. 
4Soweit ,Kurzarbeit Null‘ besteht, erhalten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ausschließlich Kurzarbeitergeld, soweit nicht unter § 6 und § 8 etwas Abwei-
chendes geregelt ist.

§ 6  
Sonstige Entgeltansprüche

(1) 	� Die von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten 
von der … monatlich das der verkürzten Arbeitszeit entsprechende Ent-
gelt.

(2) 	� Während der Kurzarbeit wird bei den folgenden Tatbeständen der An-
spruch so berechnet, als würde nicht kurzgearbeitet:

	 a) 	 Urlaubsentgelt;
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	 b) 	 Entgelt für gesetzliche Feiertage; 

	 c) 	� Freizeitausgleich für Überstunden oder Mehrarbeit, die vor dem Zeit-
raum der Kurzarbeit erarbeitet wurden und während der Kurzarbeit 
ausgeglichen werden sollen: Hier ist der Stundenwert der Über
stunde/Mehrarbeitsstunde anzusetzen, der vor der Kurzarbeit be-
standen hat. Vorrangig gilt aber: Vor der Einführung von Kurzarbeit 
sind sonstige Zeitguthaben abzubauen.

	 d) 	 vermögenswirksame Leistungen;

	 e) 	� Sonderzahlungen nach ABD (z. B. Jahressonderzahlung, besondere 
Einmalzahlung);

	 f) 	 sonstige Sonderzahlungen.

(3) 	� Soweit nach Beendigung der Kurzarbeit die Höhe der Leistungen (z. B. 
Urlaubsentgelt, Entgeltfortzahlung) von Zeiträumen abhängt, in denen 
Kurzarbeit geleistet wurde, werden die Leistungen berechnet, als wenn 
keine Kurzarbeit eingeführt worden wäre.

§ 7  
Abrechnung des Kurzarbeitergeldes

(1) 	� Bei der Lohn- und Entgeltabrechnung werden Entgelt und Kurzarbeiter-
geld gesondert ausgewiesen.

(2) 	� 1In Härtefällen bei von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern wird die … im Benehmen mit der Mitarbeitervertretung eine bei-
derseits verträgliche Lösung entwickeln. 2Keine Mitarbeiterin/Kein Mitar-
beiter darf aufgrund des Kurzarbeitergeldes unter den jeweils geltenden 
Mindestlohn, bezogen auf ihren/seinen Beschäftigungsumfang, fallen.

§ 8  
Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von wesentlichen 

Nachteilen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1Die … stockt das Kurzarbeitergeld (60 bzw. 67 Prozent der Nettoentgeltdiffe-
renz zwischen dem bisherigen Einkommen und dem Einkommen während der 
Kurzarbeit) für die Zeit der Kurzarbeit – vom … bis längstens 31. Dezember 
2020 – in den Entgeltgruppen 1 bis 10 auf 95 Prozent des bisherigen Nettoent-
gelts, ab Entgeltgruppe 11 auf 90 Prozent des bisherigen Nettoentgelts auf. 
2Die Aufstockungszahlung ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
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§ 9  
Kündigung

Während der Kurzarbeit und für einen Zeitraum von drei Monaten nach dem 
Ende der Kurzarbeit ist der Ausspruch von betriebsbedingten Kündigungen 
gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Einrichtung … nicht zu
lässig.

§ 10  
Inkrafttreten der Dienstvereinbarung und  

Schlussbestimmungen

(1) 	� 1Diese Dienstvereinbarung tritt am … in Kraft und endet am … ohne 
Nachwirkung. 2Über eine Verlängerung der Dienstvereinbarung wird von 
den Parteien rechtzeitig vor ihrem Ablauf verhandelt.

(2) 	� 1Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurch-
führbar sein oder werden, so berührt dies die Wirksamkeit der Vereinba-
rung im Übrigen nicht. 2Die Parteien verpflichten sich, in einem derartigen 
Fall eine wirksame oder durchführbare Bestimmung an die Stelle der un-
wirksamen oder undurchführbaren zu setzen, die dem Geist und Zweck 
der zu ersetzenden Bestimmung so weit wie möglich entspricht; dasselbe 
gilt für etwaige Lücken in der Vereinbarung.

(3) 	� Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung sind nur wirksam, 
wenn sie in einer von beiden Parteien unterzeichneten schriftlichen Ur-
kunde enthalten sind.

(4) 	� Gesetzliche und arbeitsvertragsrechtliche Regelungen, die die Kurzarbeit 
betreffen, bleiben von dieser Vereinbarung unberührt.

(5) 	� Die Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertretung nach der Mitarbei-
tervertretungsordnung bleiben von dieser Vereinbarung unberührt.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

1Diese Änderungen treten rückwirkend zum 1. April 2020 in Kraft. 2Sie treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.



2068

Universal Medien GmbH, Geretsrieder Straße 10, 81379 München 
Auflage 13.000


